
Heinz Stehle
Norbert Leuz

Ihre Gestaltung 
für mittelständische Betriebe 

12. Auflage

Die GmbH als
Unternehmungsform



Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,
vielen Dank, dass Sie dieses E-Book erworben haben. Damit Sie 
das Produkt optimal nutzen können, möchten wir Sie gerne auf 
folgende Navigationsmöglichkeiten hinweisen:
Die Verlinkungen im Text ermöglichen Ihnen eine schnelle und 
komfortable Handhabung des E-Books. Um eine gewünschte 
Textstelle aufzurufen, stehen Ihnen im Inhaltsverzeichnis und 
im Register als Link gekennzeichnete Kapitelüberschriften bzw. 
Seitenangaben zur Verfügung.
Zudem können Sie über das Adobe-Digital-Editions-Menü 
»Inhaltsverzeichnis« die verlinkten Überschriften direkt ansteuern.

Erfolgreiches Arbeiten wünscht Ihnen
der Schäffer-Poeschel Verlag



Stehle-Buch.indb   IIStehle-Buch.indb   II 09.01.2007   13:40:24 Uhr09.01.2007   13:40:24 Uhr



Heinz Stehle/Norbert Leuz

Die GmbH als Unternehmungsform
Ihre Gestaltung für mittelständische Betriebe
 

12., überarbeitete Aufl age

2007
Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart



Bibliografi sche Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen
Nationalbibliografi e; detaillierte bibliografi sche Daten sind im Internet
über <http://dnb.d-nb.de> abrufbar.

ISBN 978-3-79 - -

Dieses Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung außerhalb 
der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlages unzulässig und 
strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfi lmungen und die 
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

© 2010 Schäffer-Poeschel Verlag für Wirtschaft • Steuern • Recht GmbH
www.schaeffer-poeschel.de
info@schaeffer-poeschel.de

Einbandgestaltung: Willy Löffelhardt
Satz: DTP + TEXT Eva Burri, Stuttgart • www.dtp-text.de

Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart
Ein Tochterunternehmen der Verlagsgruppe Handelsblatt

Stehle_00.indd   IVStehle_00.indd   IV 11.01.2007   13:47:11 Uhr11.01.2007   13:47:11 Uhr

E-Book- 92 6109 8



Vorwort zur 12. Aufl age 

Die Zahl der GmbHs in Deutschland – heute bei rund 900 000 –, ihre Bedeutung und 
ihr wirtschaftliches Gewicht haben in der mittelständischen Wirtschaft weiter zuge-
nommen. Der Vormarsch der GmbH, auch bei Existenzgründern, ist ungebremst.

Die Neuaufl age erforderte eine gründliche Überarbeitung. Um die aufgrund des 
Halbeinkünfteverfahrens komplizierter gewordenen Überlegungen über die Vorteil-
haftigkeit besser veranschaulichen zu können, wurden Vergleichsberechnungen zwi-
schen GmbHs,  Einzelkaufl euten, OHGs und Freiberufl ern neu aufgenommen. Dar-
über hinaus waren die Auswirkungen zahlreicher weiterer steuerlicher Änderungen 
zu berücksichtigen, insbesondere durch das Altersvermögensgesetz zur Einführung 
der kapitalgedeckten Altersvorsorge und das Alterseinkünftegesetz zur Neuordnung 
der steuerrechtlichen Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen (Übergang zum 
Prinzip der nachgelagerten Besteuerung).

Auch in anderen Rechtsgebieten gab es bedeutsame Änderungen zu beachten, ins-
besondere in der Handwerksordnung (Lockerung des Meisterzwangs) und im Han-
delsrecht, bei dem besonders das Gesetz zur Einführung internationaler Rechnungs-
legungsstandards und zur Sicherung der Qualität der Abschlussprüfung (Bilanz- 
 rechtsreformgesetz – BilReG) hervorzuheben ist, durch welches europarechtliche 
Vorgaben zur Rechnungslegung umgesetzt wurden. Auf das Gesetz über das elektro-
nische Handels-, Genossenschafts- und Unternehmensregister (EHUG), mit dem das 
deutsche Registerwesen ab 2007 an das Internetzeitalter angepasst wird, wurde hinge-
wiesen, ebenso auf die damit einhergehende Verschärfung der Sanktionen bei Ver-
säumnis der Offenlegungspfl ichten. 

Derzeit steht eine GmbH-Reform an als eine Folge der Internationalisierung des 
Gesellschaftsrechts. Durch diese Reform wird das GmbH-Recht wesentlich verein-
facht. Damit dürfte die deutsche GmbH gegenüber der englischen Limited, deren 
Vor- und Nachteile in dieser Aufl age ebenso beschrieben werden wie die neue Rechts-
form der Europäischen AG (Societas Europea – SE), wieder an Interesse gewinnen. 
Bei einer Ltd ist zwar das für die Gründung erforderliche Kapital geringer als bei der 
GmbH, dieser Nachteil wird aber durch die Modernisierung des GmbH-Rechts deut-
lich reduziert (Senkung der Mindesteinzahlung bei GmbH von 12 500 Euro auf 
5 000 Euro). 

Außerdem war auf die Neuregelungen des Umwandlungssteuerrechts ab 2007 und 
die in Gang befi ndlichen neueren Entwicklungen und Gesetzesvorhaben hinzuwei-
sen, wie z. B. die Unternehmenssteuerreform 2008.

Stuttgart, im Februar 2007 Die Verfasser

V
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Vorwort 

In unserer mittelständischen Wirtschaft, insbesondere im Handwerk, hatte die GmbH 
früher nur eine verhältnismäßig geringe Rolle gespielt. Im Vordergrund standen bei 
der Wahl der Rechtsform eindeutig das Einzelunternehmen und die Personengesell-
schaften (OHG und KG). Dies hatte vornehmlich drei Gründe:

Einmal hatte die steuerliche Doppelbelastung der GmbH, zunächst mit Körper-
schaftsteuer bei der Gesellschaft und zum anderen mit Einkommensteuer bei den 
Gesellschaftern, abgeschreckt. Sie war in der Regel zu teuer. Zum anderen wurde die 
GmbH als juristische Person mit gewissen Formalitäten in der Handhabung und in 
der Geschäftsabwicklung vielfach als zu umständlich und schwerfällig angesehen.

Schließlich galt es oft als etwas ehrenrührig, die Haftung zu beschränken. Insbe-
sondere der Handwerker hielt die Beschränkung der Haftung als nicht im Einklang 
mit dem »ehrbaren Handwerk« stehend. Zudem glaubte man, mit der GmbH weniger 
kreditwürdig zu sein.

Die raschen Veränderungen des Marktes und die Investitionsbedürfnisse sowie die 
damit verbundene Erhöhung der Risiken gebieten heutzutage aber geradezu eine Be-
schränkung der vermögensmäßigen Haftung auch für handwerkliche und andere 
mittelständische Betriebe. Das heißt, in der Regel empfi ehlt sich eine Trennung von 
Geschäfts- und Privatvermögen.

In steuerlicher Hinsicht hat sich zunächst durch die Einführung des Anrechnungs-
verfahrens bei der Körperschaftsteuer und später durch das Halbeinkünfteverfahren 
(ab 2001) eine grundlegende Änderung ergeben. Die GmbH kann bei entsprechender 
Gestaltung steuerliche Vorteile bringen.

Auch hinsichtlich der Beurteilung der Haftungsbeschränkung ist in der mittelstän-
dischen Wirtschaft eine gewisse Wandlung eingetreten. Man hat durchaus Verständnis, 
wenn die Haftung beschränkt wird. Ja, man weiß, dass die Haftungsbeschränkung auf-
grund der schnellen Marktänderungen und des gestiegenen Risikos oft notwendig ist.

Was die Handhabung der Rechtsform anbetrifft, so sind zwangsläufi g einige For-
malitäten mehr zu beachten, an die man sich gewöhnen muss. Insgesamt gesehen lässt 
sich die GmbH aber auch bei kleinen und mittleren Betrieben gut praktizieren.

Im Bereich der Rechnungslegung hat das Bilanzrichtlinien-Gesetz einige wesent-
liche Verschärfungen der Anforderungen und zusätzliche Pfl ichten, insbesondere hin-
sichtlich Prüfung und Offenlegung, gebracht. Inzwischen hat man sich weitgehend an 
diese weiter gehenden, aber auch aussagefähigeren Rechnungslegungsvorschriften ge-
wöhnt, weniger allerdings an die Offenlegung. Sofern man im Bereich der kleinen 
GmbH bleibt, sind die Erfordernisse jedoch nicht so gravierend. Die GmbH & Co. KG 
wird diesbezüglich inzwischen wie eine Kapitalgesellschaft behandelt und ist insofern 
keine Alternative zur GmbH.

VI
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Mit der vorliegenden Schrift wollen die Verfasser – ohne in eine allgemeine 
GmbH-Euphorie zu verfallen – zeigen, wie die Rechtsform der GmbH auch für die 
Betriebe des Handwerks und des übrigen Mittelstandes bei richtiger Gestaltung ein 
sinnvolles und zweckmäßiges rechtliches Kleid für die wirtschaftliche Betätigung sein 
kann. Nicht zu Unrecht ist die GmbH heute die beliebteste und am meisten verbrei-
tete Gesellschaftsform. Das gilt insbesondere auch für Existenzgründer, die vor der 
Wahl der Rechtsform stehen. Es wird auch deutlich gemacht, dass sich in vielen Fällen 
durch eine Betriebsaufspaltung insbesondere in ein Besitz-Personenunternehmen 
und eine Betriebs-GmbH zusätzliche Vorteile erreichen lassen.

Bei der Darstellung galt es, sowohl die steuerlichen als auch die betriebswirtschaft-
lichen und handelsrechtlichen Probleme aufzuzeigen und vom Grundsätzlichen her zu 
verdeutlichen. Besonderes Gewicht wurde dabei auf Vorschläge für rechtliche Kons-
truktionen und sinnvolle praktische Gestaltungen gelegt. In einem eigenen Kapitel wur-
de auf die besonderen Probleme der sogenannten Freiberufl er-GmbH eingegangen.

Dem Zweck der Arbeit entsprechend – eine Anleitung zum praktischen Handeln 
zu geben – bringt das Buch zunächst die für die Wahl der Rechtsform wesentlichen 
Faktoren und macht dann im Einzelnen die handelsrechtlichen und steuerlichen Vor- 
und Nachteile zwischen der GmbH einerseits und den Personenunternehmen ande-
rerseits deutlich. Durch eine thesenartige Ergebniszusammenstellung mit stichwort-
artiger Gegenüberstellung der rechtlichen und steuerlichen Vor- und Nachteile der 
GmbH gegenüber Personenunternehmen wird am Ende des Buches eine Schnellin-
formation geboten.

 Sie wird ergänzt durch zwei tabellarische Übersichten

1. über die rechtliche Beurteilung der wichtigsten Kriterien der GmbH im Vergleich 
zu Personengesellschaften;

2. über die steuerliche Behandlung der GmbH und ihrer Gesellschafter bei den ein-
zelnen Steuerarten unter Einbeziehung der Vor- und Nachteile gegenüber Perso-
nenunternehmen.

Besondere Bedeutung wurde auch den Rechnungslegungs- und Offenlegungspfl ichten 
für die GmbH beigemessen.

Die Vertragsmuster im Anhang sollen Hinweise und Anregungen für vertragliche 
Gestaltungen geben.

Für die vielfältigen, speziell den Geschäftsführer betreffenden Probleme sei auf das 
im Schäffer-Poeschel-Verlag erschienene Werk »Der erfolgreiche GmbH-Geschäfts-
führer« verwiesen. Dort sind weitere ausführliche Vertragsmuster enthalten.

 Die Verfasser

VII
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I   Allgemeine Überlegungen zur Wahl 
der   Unternehmensform mittelständischer Betriebe 

Für die unternehmerische Tätigkeit, also das Betreiben eines Unternehmens, stellt 
unsere Rechtsordnung eine Reihe von rechtlich unterschiedlich ausgestalteten Unter-
nehmensformen zur Verfügung. Eine generelle Aussage über die zweckmäßige Rechts-
form kann nicht gemacht werden. Es sind jeweils die besonderen Umstände und 
Schwerpunkte des Einzelfalles zu berücksichtigen. Branche, Betriebsgröße, Unterneh-
mensorganisation, Finanzierung u. a. spielen dabei ebenso eine besondere Rolle für 
die Beurteilung des einzelnen Falles wie die persönliche Situation der Beteiligten. 
Auch die steuerlichen Auswirkungen gilt es zu berücksichtigen, wenngleich sie nicht 
Priorität haben sollten, zumal dieser Bereich sich schnell ändern kann.

Wenn auch eine allgemeine Empfehlung nicht gegeben werden kann, so können 
die im Folgenden aufgeführten rechtlichen und steuerlichen Kriterien doch als Ent-
scheidungshilfe für die Wahl der richtigen Unternehmungsform eines mittelstän-
dischen Unternehmens dienen.

1  Das Bedürfnis nach  Haftungsbeschränkung  

a)  Die wirtschaftlichen Gegebenheiten 

Für unsere mittelständischen Unternehmer hat sich in jüngerer Zeit in zunehmendem 
Maße bei den Überlegungen über die zweckmäßige Rechtsform die Notwendigkeit 
der Haftungsbeschränkung gerade in Zeiten der Rezession oder nur geringer Wachs-
tumsraten in den Vordergrund geschoben. Insbesondere gilt dies für die Berufsgrup-
pe des Bau- und des Baunebengewerbes.

In Zeiten nachlassender Konjunktur hat sich gezeigt, dass auch viele mittelstän-
dische Betriebe aufgeben mussten oder aufgegeben haben. Die eingetretenen Zusam-
menbrüche wirken oft noch lange nach. Privates Vermögen wurde häufi g mit in den 
Strudel gezogen, insbesondere wenn das Unternehmen in der Rechtsform eines Ein-
zelunternehmens oder einer Personengesellschaft betrieben wurde. Daher wurde zu-
nehmend auch für mittelständische Unternehmen die Rechtsform einer GmbH in die 
Überlegung mit einbezogen. Mitunter wurde der Ausweg über die  GmbH & Co. KG 
gewählt. Die etwas umständliche rechtliche Konstruktion einerseits und ein gewisses, 
in der Öffentlichkeit zu Recht oder zu Unrecht vorhandenes Vorurteil gegenüber die-
ser Rechtsform ließen es aber oftmals im Kreise der Handwerker und anderer mittel-
ständischen Unternehmen nicht zu einer GmbH & Co. KG kommen. Auch der sich 
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Allgemeine Überlegungen zur Wahl der Unternehmensform mittelständischer Betriebe

vor allem bei der Gewerbesteuer auswirkende Nachteil, dass Arbeitsverhältnisse zwi-
schen Gesellschaft und Gesellschaftern bei Personengesellschaften steuerlich unbe-
achtlich sind, hat gegen die GmbH & Co. KG gesprochen.

Die bekannt gewordenen Zusammenbrüche führten vielfach dazu, dass mittelstän-
dische Unternehmen mit Rücksicht auf die Familie und deren fi nanzielle Absicherung 
aufgaben. Zum anderen wurde manch einer vom beabsichtigten Schritt zur Selbststän-
digkeit abgehalten, weil ihm das Risiko der vollen persönlichen Haftung – nicht nur 
mit dem Geschäfts-, sondern auch mit dem Privatvermögen – zu groß erschien.

Im Interesse des Mittelstandes und damit auch der gesellschaftspolitischen Stabili-
tät, die einen gesunden Mittelstand voraussetzt, muss die Frage der Haftungsbeschrän-
kung unvoreingenommen geprüft werden. Naturgemäß bestehen hier branchenmä-
ßige Unterschiede. Unsere Handwerker und mittelständischen Unternehmen sollen 
aber grundsätzlich persönlich, d. h. mit ihrem Privatvermögen, abgesichert werden, 
sollen ruhiger schlafen können und den Mut zur Selbstständigkeit nicht verlieren.

Allgemein hat man erkannt, dass es nicht nur bei größeren Unternehmen gerecht-
fertigt ist, die vermögensmäßige Haftung der maßgeblichen Unternehmer, Initiatoren 
und Verantwortlichen aus ihrer geschäftlichen Tätigkeit durch die Wahl einer entspre-
chenden Rechtsform zu beschränken. Selbstverständlich sollen aber durch unterneh-
merische Dispositionen nicht leichtfertig Risiken eingegangen werden. Das wäre ein 
Missbrauch der durch die Rechtsform der GmbH gegebenen Haftungsbeschränkung.

b)  Möglichkeiten der  Haftungsbeschränkung 

Für die praktische Durchführung einer Haftungsbeschränkung bzw. Absicherung des 
Privatvermögens gibt es im Bereich der mittelständischen Wirtschaft folgende Mög-
lichkeiten:
1. Übertragung des Privatvermögens auf den Ehegatten,
2. Bildung einer KG mit einem vermögenslosen Komplementär,
3. Etablierung einer GmbH & Co. KG,
4. Übertragung der Betriebstätigkeit auf eine GmbH bzw. eine AG.

Die Übertragung des Privatvermögens auf den Ehegatten hat ihre eigenen Probleme. 
Bei einer Trennung der Ehe kann es zu unerfreulichen Vermögensauseinanderset-
zungen kommen. Auch lediglich vorübergehende Krisen in der Ehe können sich in 
solchen Fällen noch verschärfen und zu Fehlentscheidungen führen.

Problematisch ist auch der Weg, einen vermögenslosen Komplementär einzu-
schalten. Wer ist schon bereit, das Insolvenzrisiko, die persönliche Ruf- und Image-
schädigung in Kauf zu nehmen? Dazu kommt noch, dass ein Vermögensloser ja nicht 
gerne auf Dauer vermögenslos bleiben möchte. Als echte Alternative bleiben schließ-
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lich nur die GmbH und die GmbH & Co. KG, deren Vor- und Nachteile im Folgenden 
ausführlich behandelt werden sollen.

Nach der Deregulierung des Aktienrechtes, mit Schaffung der sogenannten klei-
nen AG, kann in gewissen Fällen auch diese Rechtsform interessant sein. Allerdings 
wird sie nur für etwas größere Unternehmen in Betracht kommen.

Ergebnis:
Auch in Handwerks- und anderen mittelständischen Betrieben besteht auf-
grund der Marktausweitung und der damit verbundenen Risiken ein echtes 
Bedürfnis nach Haftungsbeschränkung, das wirtschaftlich vernünftig vor allem 
über die GmbH oder über die GmbH & Co. KG befriedigt werden kann. Dabei 
ist die GmbH eine Kapitalgesellschaft, während die GmbH & Co. KG formal 
eine Personengesellschaft darstellt.  Unter Umständen kann auch die kleine AG 
sinnvoll sein.

2 Der Einfl uss der  Rechtsform auf Finanzierung 
und Kredit würdigkeit 

a)  Beschaffung von  Fremdkapital   

Bei der Wahl der Rechtsform für die unternehmerische Tätigkeit sind häufi g die Mög-
lichkeiten der Kapitalbeschaffung, d. h. also der  Finanzierung, von entscheidendem 
Einfl uss. Das gilt in besonderem Maße für die mittelständischen Betriebe, die sich bei 
der Finanzierung ohnehin oft schwer tun. Hier wird häufi g eingewandt, dass die 
GmbH gegenüber dem Einzelunternehmen und der Personengesellschaft mit einer 
natürlichen Person als Vollhafter weniger kreditwürdig sei. Insbesondere seien die 
Banken gegenüber der GmbH und gleichermaßen auch der GmbH & Co. KG skep-
tischer und nicht in gleichem Maße zur Kreditgewährung bereit. Die Banken sprächen 
sich oft gegen die Durchführung der gesellschaftsrechtlichen Haftungsbeschränkung 
aus. Diese Auffassung mag für die Vergangenheit des Öfteren berechtigt gewesen sein. 
Heute sieht es aber in der Praxis im Allgemeinen völlig anders aus. Die Banken haben 
nicht nur Verständnis dafür, dass von der Rechtsform her auch von einem Handwer-
ker oder einem anderen mittelständischen Gewerbetreibenden eine generelle Haf-
tungsbeschränkung gesucht wird, sondern sie sehen darin für den von ihnen ge-
währten Kredit einen zusätzlichen Sicherheitsfaktor.

Natürlich werden die Banken nicht von ihrem Sicherheitsdenken und dem daraus 
resultierenden Sicherheitsverlangen abrücken und bei verantwortungsvoller Ge-
schäftspolitik auch nicht abrücken können. Soweit dingliche Sicherheiten nicht aus-
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